
Franz, Wolfgang; Kromphardt, Jürgen; Berthold, Norbert

Article  —  Digitized Version

Was kann ein "Bündnis für Arbeit" leisten?

Wirtschaftsdienst

Suggested Citation: Franz, Wolfgang; Kromphardt, Jürgen; Berthold, Norbert (1996) : Was kann ein
"Bündnis für Arbeit" leisten?, Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Nomos, Baden-Baden, Vol. 76, Iss.
1, pp. 7-18

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/137312

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/137312
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


ZEITGESPRÄCH

Was kann ein „Bündnis für Arbeit“ 
leisten?

Kann das von der IG Metall vorgeschlagene „Bündnis für Arbeit“ aus wissenschaftlicher 
Sicht einen Beitrag zur Lösung des Arbeitslosigkeitsproblems leisten? 

Wolfgang Franz, Jürgen Kromphardt und Norbert Berthold nehmen Stellung.

Wolfgang Franz

„Bündnis für Arbeit“: Bluff oder Chance?

Seit über zwanzig Jahren ent­
fernt sich der deutsche Ar­

beitsm arkt immer w eiter vom 
w irtschaftspolitischen Ziel eines 
hohen Beschäftigungsstandes, so 
wie es im Gesetz zur Förderung 
der Stabilität und des Wachstums 
der W irtschaft aus dem Jahre 
1967 festgelegt ist. Im Jahre 1995 
belief sich die Anzahl der regi­
strierten Arbeitslosen in Deutsch­
land auf rund 3,6 Mill. Personen, 
rechnet man die verdeckten Ar­
beitslosen hinzu, so ergibt sich 
eine Anzahl von knapp 5,2 Mill. 
Personen. Die Quote der offenen 
und verdeckten A rbeits losigkeit 
liegt demnach in Deutschland im 
Jahre 1995 bei über 14%, nach 
den Prognosen des Sachverstän­
digenrates zur Begutachtung der 
gesam tw irtschaftlichen Entw ick­
lung wird sich daran im Jahre 1996 
nichts Grundlegendes ändern.

Ebenfalls seit mindestens zwei 
Dekaden wird in der wissenschaft­
lichen Literatur zur Arbeitsmarkt­
ökonomik intensiv über Ursachen 
und Bekäm pfungsm öglichkeiten 
der Arbeitslosigkeit diskutiert. Zwar

liegt kein umfassender, konsi­
stenter und allgemein akzeptierter 
theoretischer und empirisch gete­
steter Ansatz vor, der alle Typen 
von Arbeitslosigkeit genau quanti­
fizieren und entsprechende w irt­
schaftspolitische Empfehlungen 
geben könnte. Dafür ist das 
Problem der Beschäftigungslosig­
keit vielleicht doch zu vielschich­
tig. Gleichwohl bietet die Arbeits­
marktanalyse eine Reihe von 
Bestimmungsfaktoren zur Erklä­
rung einer hohen und dauerhaften 
Arbeitslosigkeit an, und es existie­
ren überschlägige Berechnungen 
über das quantitative Gew icht 
einiger wesentlicher Arten der Ar­
beitslosigkeit. Solche Überlegun­
gen beschränken sich nicht aus­
schließlich auf rein wissenschaftli­
che Diskussionen, sondern fin ­
den ihren Niederschlag in Publi­
kationen für die Beratung der 
Politik und der Öffentlichkeit, wie 
es beispielsweise das Jahresgut­
achten 1994/95 des Sachverstän­
digenrates mit einem ausführ­
lichen Sonderkapitel über Arbeits­
losigkeit belegt. An Orientierungs­
hilfen für eine wirtschaftspolitische

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
hat es beileibe nicht gemangelt!

Ein Bündnis - wozu?

Das ist der Hintergrund, vor 
dem das vorgeschlagene „Bündnis 
für Arbeit“ gesehen werden sollte, 
und der die Skepsis, die diesem 
Vorstoß entgegengebracht w ird, 
verständlich macht. Bedarf es 
eines solchen Bündnisses? Wel­
cher Rat kann aus wissenschaftli­
cher Sicht zu den einzelnen Vor­
schlägen gegeben werden?

Daß die einzelnen P o litikbe­
reiche energisch und zielstrebig 
die A rbe its los igke it bekämpfen 
sollten, ist nun w irk lich  eine 
Selbstverständlichkeit. Damit hät­
te vor rund zwanzig Jahren begon­
nen werden müssen. Aber Schuld­
zuweisungen helfen nicht weiter, 
und wenn ein „Bündnis für Arbeit“ 
dem Erfordernis einer nachhalti­
gen Offensive gegen Unterbe­
schäftigung Nachdruck verleiht, 
ohne daß die Verantwortlichkeiten 
der einzelnen Akteure verwischt 
werden, dann erfü llt es quasi 
als M arketinginstrum ent seinen
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Zweck. W ichtiger als Bündnisse, 
runde Tische oder Strategiege­
spräche ist allerdings, daß alle am 
Wirtschaftsprozeß Beteiligten ihre 
Verantwortung erkennen und ent­
sprechend handeln -  und zwar un­
verzüglich.

Von daher gesehen sollte ver­
nünftiges Handeln des einen Poli­
tikbereichs nicht an Vorbedingun­
gen dergestalt geknüpft werden, 
daß ein anderer Politikbereich be­
stim m te Pläne durchsetzt oder 
nicht. Natürlich dürfen andere Po­
litikbereiche keine konterkarieren­
de Politik betreiben, aber es ist 
n icht zweckdienlich, daß eine 
Lohnzurückhaltung nur dann ins 
Auge gefaßt werden soll, wenn 
gleichzeitig der Staat auf eine 
Überprüfung der Regelungen zur 
sozialen Sicherheit verzichtet, un­
beschadet einer Einschätzung, ob 
solche Korrekturvorschläge am 
sozialen Netz im einzelnen nun 
sinnvoll sind oder nicht. Wenn im 
Bereich der Lohnpolitik  Hand­
lungsbedarf besteht, so müssen 
die Tarifvertragsparteien die Initia­
tive ergreifen; ob Veränderungen 
bei den Sozialleistungen ange­
bracht und nötig sind, steht auf 
einem anderen Blatt.

Lohnpolitik: Handlungsbedarf

Daß ein Handlungsbedarf für 
die Lohnpolitik besteht, wird kaum 
ernsthaft bestritten. Zwar ist es 
verfehlt, gleich die Gesamtzahl 
aller Arbeitslosen als Kronzeugen 
einer falschen Lohnpolitik zu zitie­
ren, denn die Lohnpolitik kann 
„...weder für das gesamte Ausmaß 
der Arbeitsmarktprobleme verant­
wortlich gemacht werden, noch ist 
sie in der Lage, sie gänzlich zu 
lösen“ 1. Gleichwohl kann auf den 
Beitrag der Lohnpolitik bei der 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
n icht verzichtet werden, er ist 
unerläßlich. Angesichts der be­
drückend hohen Arbeitslosigkeit 
kommt es darauf an, neue w ett­

8

bewerbsfähige Arbeitsplätze zu 
schaffen. Deutschland befindet 
sich in einem zunehmend schärfer 
werdenden internationalen Stand­
ortwettbewerb, das heißt in einem 
Wettbewerb um international mo­
biles Kapital zu Investitionszwecken 
und zum Aufbau neuer Arbeits­
plätze.

Genau hier muß die Lohnpolitik 
ansetzen -  wie übrigens die Fi­
nanzpolitik auch, um nur ein 
Beispiel zu nennen. Dabei ist es 
wenig hilfreich, auf vergangene 
Entwicklungen in Deutschland hin­
zuweisen, etwa in Form des Rück­
gangs der Lohnquote in den acht­
ziger Jahren, oder auf die Steige­
rung der Unternehmensgewinne 
im Jahre 1995. Im internationalen 
Standortwettbewerb müssen wir

Die Autoren
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Prof. Dr. Wolfgang Franz, 51, 
ist Inhaber des Lehrstuhls für 
Wirtschaftstheorie einschließ­
lich empirischer Anwendun­
gen an der Universität Kon­
stanz und Mitglied des Sach­
verständigenrates zur Begut­
achtung der gesamtwirt­
schaftlichen Entwicklung

Prof. Dr. Jürgen Kromphardt, 
62, lehrt Volkswirtschaftslehre, 
insbesondere Wirtschafts­
theorie, im Institut für Volks­
wirtschaftslehre der Techni­
schen Universität Berlin m it 
den Forschungsschwerpunk­
ten Wachstum, Konjunktur 
und Beschäftigung.

Prof. Dr. Norbert Berthold, 43, 
ist Ordinarius für Volkswirt­
schaftslehre an der Universität 
Würzburg und Mitglied des 
Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium für 
Wirtschaft.

unsere Konkurrenten im Auge be­
halten, w ir müssen attraktive 
Standortbedingungen bieten.

Die Lohnpolitik kann ihren Bei­
trag zur Verbesserung des W irt­
schaftsstandortes Deutschland 
auf zwei Ebenen leisten, welche 
ebenfalls in dem Vorschlag eines 
„Bündnisses fü r A rbe it“ ange­
sprochen werden. Die eine Ebene 
betrifft den Kurs der Lohnpolitik 
für die nächsten Jahre, die andere 
die Flexibilisierung des Lohnbil­
dungsprozesses.

Lohnpolitische Kurskorrekturen

Angesichts der Tatsache, daß 
im Zeitraum der Jahre 1990 bis 
1995 die Lohnstückkosten allein 
in Westdeutschland gesamtwirt­
schaftlich um etwa 13% gestiegen 
sind, können Produktiv itä tsfort­
schritte auf mehrere Jahre hinaus 
nicht oder bestenfalls nur teilweise 
an die Arbeitnehmer verteilt wer­
den, um von dieser Seite her 
betrachtet w ieder w ettbew erbs­
fähiger zu werden. Ohnehin steht -  
von allfälligen Abschlägen zunächst 
abgesehen -  nur die um Beschäf­
tigungsrückgänge bereinigte Fort­
schrittsrate der Arbeitsprodukti­
vität überhaupt zur Disposition: 
Ein Teil des Produktiv itä tszu­
wachses ergibt sich allein daraus, 
daß Unternehmen mit Hilfe einer 
Verringerung der Anzahl ihrer 
Arbeitnehmer Produktionsabläufe 
rationalisieren. Nähme man die tat­
sächliche Produktiv itä tsentw ick­
lung zur Richtschnur fü r Lohn­
erhöhungen, so ergäbe sich das 
absurde Resultat, daß sich jede 
Reallohnerhöhung im Nachhinein 
von selbst rechtfertigte, eben weil 
aufgrund des Beschäftigungsab­
baus infolge zu starker Reallohn­
erhöhungen die Produktivität steigt.

1 Sachverständ igenrat zur Begutachtung 
der gesam tw irtscha ftlichen  E ntw ick lung: 
Jahresgutachten 1995/96, „Im  S tandortwett­
bew erb“ , Z iffer 358.
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Mit anderen Worten, es muß ein 
Abschlag von der trendmäßigen 
Entw icklung der Arbeitsproduk­
tiv ität vorgenommen werden, um 
mit einer solchen Lohnzurückhal­
tung neue Arbeitsplätze zu schaf­
fen. Daß durch Lohnzurückhaltung 
eine zusätzliche Beschäftigung 
erreicht werden kann, wird von 
seiten der Gewerkschaften nicht 
(mehr) bestritten. Der Vorschlag 
des IG-Metall-Vorsitzenden, die 
Nominallöhne im Ausmaß der 
Preissteigerungsrate zu erhöhen, 
geht in die richtige Richtung, wenn 
die Metallindustrie in der Tat die 
prognostizierten Produktivitätszu­
wächse erwirtschaften wird. Aller­
dings darf nicht übersehen wer­
den, daß der derzeitige Tarifver­
trag in der Metallindustrie mit 
seinen beschäftigungsfeindlichen 
Steigerungsraten auch das Jahr 
1996 umfaßt. Die Forderung der IG 
Metall nach Vorleistungen der 
Unternehmen in Form von Be­
schäftigungszuwächsen bereits für 
das Jahr 1996 ist bei den gegebe­
nen wirtschaftlichen Perspektiven 
fü r 1996 deshalb unrealistisch; 
dann hätte die IG Metall Nachver­
handlungen und eine Korrektur der 
überhöhten Steigerungsraten an­
bieten müssen.

Eine Nominallohnerhöhung im 
Ausmaß der erwarteten Preisstei­
gerungsrate ist dann akzeptabel, 
wenn von der Lohnpolitik kein 
Beitrag zur Rückführung einer als 
unangemessen hoch anzusehen­
den Preissteigerungsrate eingefor­
dert werden muß. Im wesentlichen 
kann dies für die nächsten ein bis 
zwei Jahre unterstellt werden, für 
die in den meisten Prognosen ein 
Wert von gut 2%  geschätzt wird. 
Mit anderen Worten, eine Steige­
rungsrate für die Nominallöhne in 
Höhe von 2%  bildet eine Orientie­
rungshilfe. Die Deutsche Bundes­
bank, die bekanntlich frei von dem 
Verdacht ist, der Geldwertstabilität

nicht die höchste Priorität ein­
zuräumen, bezeichnet einen Wert 
von höchstens 2% als „Norm für 
die m itte lfris tige  Preisentw ick­
lung“ .

Man sollte deshalb nicht päpst­
licher sein als der Papst, zumal 
eine solche Lohnzurückhaltung 
entscheidend auf eine diesbezüg­
liche Bereitschaft der Arbeitneh­
mer angewiesen ist. Ohnehin heißt 
Konstanz des Reallohnes nicht 
automatisch für alle Arbeitnehmer, 
daß die realen Nettoverdienste 
unverändert bleiben. Zwar werden 
durch das Jahressteuergesetz vie­
le Arbeitnehmer im Jahre 1996 
steuerlich entlastet, aber in die­
sem Jahr steigen auch die Bei­
träge zur Sozialversicherung, so 
daß andere Arbeitnehmer in einer 
realen Nettobetrachtung verlieren 
werden, wenn die realen Brutto­
löhne konstant bleiben.

Effiziente Arbeitsverträge
Der Zusammenhang zwischen 

Lohnzurückhaltung und Beschäfti­
gungsgewinnen ist besonders wirk­
sam, wenn Verträge über die Lohn­
höhe und zugleich über den Be­
schäftigungsumfang abgeschlos­
sen werden. Damit wird die zweite 
Ebene des Beitrags der Lohnpolitik 
angesprochen, nämlich die Flexi­
bilisierung des Lohnbildungs­
prozesses. Auch der Vorschlag 
der IG Metall geht in diese Rich­
tung, allerdings bedarf er einer 
wesentlichen Modifikation.

Der Flächentarifvertrag ist zwar 
nicht überholt, wohl aber überho­
lungsbedürftig. Er muß gründlich 
reformiert, das heißt flexibilisiert 
werden2. Dazu gibt es eine Reihe 
von Vorschlägen, auf die hier nicht

2 Vgl. dazu ebenda, Z iffern 380 ff.; und W. 
F r a n z :  Die Lohnfindung in Deutschland in 
einer internationalen Perspektive: Ist das 
deutsche System ein Auslaufm odell?, in: 
B e ihe fte  der K on junktu rpo litik , H eft 43, 
Wege aus der Arbeitslosigkeit, Berlin 1995, 
S. 31-57.

weiter eingegangen werden kann, 
allerdings m it der fo lgenden 
Ausnahme. Der Flächentarifver­
trag könnte die Option enthalten, 
daß auf der betrieblichen Ebene von 
den Regelungen des Flächentarif­
vertrages abgewichen und eine 
betrieb liche Vereinbarung über 
Lohnhöhe und Beschäftigung ab­
geschlossen werden kann. Kommt 
es auf der betrieblichen Ebene zu 
keiner Einigung, gelten die Rege­
lungen des Flächentarifvertrags.

Regelungen über den Beschäf­
tigungsum fang können nur auf 
der betrieblichen Ebene abge­
sprochen werden. Insoweit ist der 
Vorschlag der IG Metall zu m odifi­
zieren. Kein Arbeitgeberverband 
kann bei den einzelnen Unterneh­
men, sofern diese überhaupt tarif­
gebunden sind, die Einhaltung von 
Beschäftigungszusagen erzw in­
gen, die auf der Verbandsebene 
gemacht wurden. Weiterhin gilt 
aber: Es muß eine verbindliche 
Abmachung sowohl über die Lohn­
höhe als auch über den Beschäf­
tigungsumfang vorliegen; ein rei­
ner Lohnvertrag erbringt selbst bei 
Lohnzurückhaltung niedrigere Be­
schäftigungsgewinne als ein kom­
binierter Lohn-Beschäftigungsver- 
trag.

Diese Erkenntnis ist in der 
Literatur zur Arbeitsmarktökono­
mik seit mindestens fünfzig Jahren 
bekannt und firm iert dort unter 
dem Stichwort „effiziente Arbeits­
verträge“ . Mit Hilfe einer einfachen 
theoretischen Herleitung läßt sich 
zeigen, daß im Vergleich zu einem 
reinen Lohnvertrag, der die Lohn­
höhe W i vereinbart, worauf die 
Unternehmen den Beschäftigungs­
umfang B-i bestimmen, der mit 
einer Gewinnhöhe G i verbunden 
ist, die Gewerkschaft eine höhere 
Beschäftigung B2 bei einem nied­
rigeren Lohn W 2 erreichen kann, 
wobei sich für das Unternehmen 
an der Gewinnhöhe G1 nichts
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ändert. Würde jedoch nur ein rei­
ner Lohnvertrag in Höhe von W2 
abgeschlossen, dann könnten die 
Unternehmen ein höheres Gewinn­
niveau G2 dadurch erreichen, daß 
sie bei der nunmehr vereinbarten 
Lohnhöhe W2 ein Beschäftigungs­
volumen B3 wählen, wobei B3 
niedriger als B2, aber höher als B i 
is t3.

Es liegt auf der Hand, daß sich 
solche effizienten Arbeitsverträge 
nur auf betriebsbedingte Kündi­
gungen beziehen können und 
nicht für solche Beschäftigten gel­
ten, deren Leistungsbereitschaft 
schuldhaft sinkt. Auch muß dem 
Unternehmen bei unvorhergese­
henen wirtschaftlichen Schwierig­
keiten größeren Ausmaßes das 
Recht Vorbehalten bleiben, das Ar­
beitsvolum en anzupassen. Eine 
vertraglich vereinbarte Krisenklau­
sel mit einem verbindlich festge­
legten Schiedsverfahren einschließ­
lich eines Unterwerfungszwanges 
könnte solche Fälle regeln und die

3 Vgl. fü r eine einfache Beweisführung W. 
F r a n z :  Arbeitsm arktökonom ik, 2. Aufl., 
Berlin 1994, S. 278 ff.

* Vgl. Sachverständigenrat zur Begutach­
tung der gesam tw irtschaftlichen Entw ick­
lung, a.a.O., Z iffer 367.

dam it einhergehenden Konflikte 
verringern helfen.

Aufwertung als Folge einer 
Lohnzurückhaltung?

M itunter w ird die Auffassung 
vertreten, eine Lohnzurückhaltung 
und die dam it einhergehende Ver­
besserung des Standortes seien 
vergebliche Mühen, weil eine dar­
aufhin erfolgende Aufwertung der 
DM alle Anstrengungen w ieder 
zunichte macht.

Die fragwürdigen Implikationen 
des Arguments sind bereits er­
kennbar, wenn man es anders her­
um betrachtet: Können w ir uns in 
fröhlicher Unbekümmertheit jede 
Lohnerhöhung leisten, weil es der 
Wechselkurs -  diesmal in Form 
einer Abwertung -  schon richten 
wird? Wenn die durch eine Lohn­
zurückhaltung erzielten Kosten­
vorteile im Preis weitergegeben 
werden, führt die daraufhin stei­
gende Nachfrage des Auslands 
zu Beschäftigungsgewinnen, nach 
einiger Zeit indessen auch zu einer 
Aufwertung der D-Mark, die den 
W ettbewerbsvorsprung im Durch­
schnitt aller exportierenden Bran­
chen wieder zunichte m acht4.

Während dieser Anpassungsvor­
gänge sind aber zusätzliche Ar­
beitsp lätze geschaffen worden, 
die nicht gleich wieder abgebaut 
werden. Diese Beschäftigungs­
gewinne sollten nicht einer Ge­
ringschätzung unterliegen, die Ana­
logie zum binnenwirtschaftlichen 
W ettbewerb mag nützlich sein: 
Einerseits sollen Pionierunterneh­
men m it der Aussicht auf hohe 
Gewinne neue Märkte erschließen, 
andererseits ist es Ziel der Wett­
bewerbspolitik, dafür Sorge zu tra­
gen, daß der Marktzutritt nicht 
behindert w ird, so daß diese 
Gewinne von neuen Wettbewer­
bern allmählich w egkonkurriert 
werden. Wenn die Kostenvorteile 
nicht im Preis weitergegeben wer­
den, erhöht sich die Rentabilität 
des eingesetzten Kapitals und 
dies a ttrahiert Investitionen in 
Arbeitsplätze. Bei ausländischen 
Investitionen kann der damit ein­
hergehende Kapitalimport eben­
falls zu einer Aufwertung der D- 
Mark führen, aber nur so lange, bis 
der Renditevorsprung im Vergleich 
zum Ausland noch nicht eingeeb­
net ist. Dann bildet sich die Auf­
wertung zurück. Es verbleiben zu­
sätzliche Arbeitsplätze im Inland.

Jürgen Kromphardt

Ein Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit

In allen westlichen und insbeson­
dere in den europäischen Indu­

striestaaten hat sich seit 1973 das 
Ausmaß der Arbeitslosigkeit er­
höht: Viele Millionen Menschen 
sind als Arbeitslose registriert. 

Weitere Millionen können Ihre Er­

w erbswünsche n icht verw irk li­
chen, gehen aber nicht als Arbeits­
lose in die Statistik ein. Es läßt sich

nicht übersehen, daß Europa sich 
dem Phänomen einer dauerhaften 
und offenbar schwer korrigierba­
ren Massenarbeitslosigkeit gegen­
übersieht.

Diese Entwicklung ist nicht auf 
eine einzige, sondern auf viele 

Ursachen zurückzuführen. Zum 
einen besteht strukturbedingte 
Arbeitslosigkeit; sie ergibt sich,

weil die Struktur des Angebots an 
Arbeit (die an den Kriterien 
Qualifikation, Alter, Geschlecht 
und regionale Verfügbarkeit fest­
zumachen ist) n icht m it der 
Struktur der Nachfrage überein­
stimmt, so daß es auf der einen 
Seite nicht besetzbare Arbeits­
plätze und auf der anderen Seite 
arbeitslose Erwerbssuchende gibt.

10 W IRTSCHAFTSDIENST 1996/1



ZEITGESPRÄCH

Diese strukturbedingte A rbeits­
losigkeit spielt in der öffentlichen 
Diskussion eine große Rolle. Ihre 
Bedeutung w ird jedoch häufig 
überschätzt; denn strukturbeding­
te Arbeitslosigkeit liegt im strengen 
Sinne eindeutig nur in dem Umfang 
vor, in dem es sowohl Arbeitslose 
als auch offene Stellen gibt.

M it diesem Ansatz kann man 
daher nur einen Teil der herrschen­
den Arbeitslosigkeit erklären, da 
die Zahl der offenen, unbesetzten 
Stellen deutlich geringer als die 
Zahl der Arbeitslosen ist. Diese 
Aussage gilt trotz aller Schwierig­
keiten, die Zahl der offenen Stellen 
s ta tis tisch  zu ermitteln. Somit 
kann die strukturbedingte Arbeits­
losigkeit nur einen Teil der Ar­
be its losigke it ausmachen, und 
dementsprechend kann eine Be­
kämpfung der strukturbedingten 
A rbe its losigke it durch Maßnah­
men der Weiterqualifikation und 
ähnliches nur einen Teil der 
Arbeitslosigkeit beseitigen.

Mehr Beschäftigung durch 
Lohnsenkungen?

Als zweiter w ichtiger Einfluß­
faktor auf die Höhe der Arbeits­
losigkeit gilt vielen Ökonomen das 
Lohnniveau. Hinter dieser Vorstel­
lung steht die mikroökonomisch 
einleuchtende, aber makroökono­
misch fragwürdige Vorstellung, die 
Beschäftigung sei um so höher, je 
niedriger das Lohnniveau ange­
setzt wird. Mikroökonomisch ist 
diese Vorstellung einleuchtend, 
weil der einzelne Unternehmer sei­
ne Wettbewerbsposition verbes­
sert, wenn nur er individuell niedri­
gere Löhne zu zahlen braucht. Er 
kann mit niedrigeren Preisen sei­
nen Absatz erweitern, weil die 
Nachfrage mit sinkenden Preisen 
s te ig t und weil er seine Kon­
kurrenten unterbieten kann. Er 
wird daher Produktion und Be­
schäftigung erhöhen.

Wenn jedoch alle Unternehmer 
niedrigere Löhne zahlen, dann sin­
ken auch die Einkommen der 
Arbeitnehmer insgesamt. Ob sie 
dann in der Lage sind, mehr Güter 
zu kaufen, ist mehr als fraglich. 
Falls die Unternehmer diesen 
Kreislaufzusammenhang in ihren 
Überlegungen berücksichtigen, 
werden sie bei der Einstellung von 
Arbeitskräften abwarten, ob denn 
überhaupt eine Nachfrageerhö­
hung eintritt. Der Beschäftigungs­
effekt der Lohnsenkung wird damit 
ungewiß.

Auch ohne auf diese theoreti­
sche Diskussion weiter einzuge­
hen, läßt sich feststellen, daß eine 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
durch sinkende Löhne bzw. durch 
Verzicht auf Lohnsteigerungen 
tro tz steigender A rbe itsproduk­
tiv itä t auf w irtschaftspo litische 
Durchsetzungsproblem e stößt: 
Zum einen haben die Anhänger 
solcher Maßnahmen (z. B. der 
Sachverständigenrat) stets Aus­
sagen darüber verm ieden, w ie 
niedrig der Lohn (in Relation zur 
Arbeitsproduktivität) werden muß, 
dam it die A rbe its losigke it ver­
schwindet. Zum anderen fällt es 
schwer, sich vorzustellen, wie eine 
derartige Empfehlung (z.B.: die 
Löhne müssen solange sinken, bis 
ein hoher Beschäftigungsstand 
erreicht ist und nur noch die struk­
turbedingte Arbeitslosigkeit übrig­
bleibt) in die Realität umgesetzt 
werden kann. Daher sind die 
Aussichten begrenzt, daß man 
durch Lohnsenkungen die Arbeits­
losigkeit wesentlich verringern 
wird.

Begrenzte Hoffnung auf expan­
sive Geld- und Fiskalpolitik

Die dritte wesentliche Ursache 
fü r die A rbeits losigkeit liegt in 
der mangelnden Nachfrage nach 
Gütern und Diensten, die dazu 
führt, daß die Unternehmen und 
auch die öffentlichen Arbeitgeber

weniger Arbeitskräfte zur Produk­
tion der nachgefragten Güter und 
Dienste benötigen, als dem An­
gebot an Arbeitskräften ent­
spricht. In dem Umfang, in dem 
die Arbeitslosigkeit nachfragebe­
dingt ist, liegt der Ansatz für die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
in der Steigerung der Güternach­
frage. Aber auch dieser Beeinflus­
sung sind deutliche Grenzen ge­
setzt. Die öffentlichen Budgets 
befinden sich fast überall im 
Defizit, und ihre Erweiterung 
zwecks Steigerung der gesamt­
wirtschaftlichen Nachfrage würde 
zu einer Erhöhung der Zinsbe­
lastung der öffentlichen Haushalte 
führen, die den weiteren finanzpo­
litischen Spielraum immer weiter 
einschränkt.

In Deutschland könnte aller­
dings die Geldpolitik einen w ichti­
gen -  wenn auch begrenzten -  
Beitrag leisten, indem die Bun­
desbank die Zinsen, die den 
Geldm arkt beeinflussen, weiter 
senkt und so zinssenkend auf den 
Kapitalmarkt einwirkt. Zwar sind 
die Kapitalmärkte weltweit ver­
flochten, aber die wenigen Länder, 
die über eine als stark geltende 
Währung verfügen (Deutschland, 
Japan, Schweiz) oder die Kapi­
ta labflüsse n icht sehr fürchten 
(müssen), also die USA, können 
mit Zinssenkungen vorangehen, 
denen viele andere Notenbanken 
rasch folgen, w ie die letzte 
D iskontsatzsenkung der Deut­
schen Bundesbank im Dezember 
1995 gezeigt hat.

Leider leistet die Deutsche 
Bundesbank diesen Beitrag nur 
sehr zögerlich. Sie und die ande­
ren europäischen Notenbanken 
haben das Ziel der Infla tions­
bekämpfung immer mehr in den 
Vordergrund gerückt, während 
beschäftigungsorientierte Überle­
gungen an Gewicht verloren 
haben. Dazu hat sicherlich auch
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eine Neuentwicklung der makro­
ökonomischen Theorie beigetra­
gen, die in den 80er Jahren dom i­
nierte und die meinte, zeigen zu 
können, daß Fiskalpolitik nur eine 
vorübergehende beschäftigungs­
politische Wirkung haben kann. 
Die Grenzen dieser insbesondere 
von dem diesjährigen Nobelpreis­
träger Robert E. Lucas vertretenen 
Position sind zwar inzwischen in 
der wissenschaftlichen Diskussion 
herausgearbeitet; sie hat jedoch 
ihren Einfluß auf die w irtschafts­
politischen Entscheidungsträger 
noch lange nicht verloren. Insofern 
bestehen nur begrenzte Aussich­
ten, daß durch geld- und fiskalpo­
litische Maßnahmen der Mangel 
an gesamtwirtschaftlicher Nach­
frage kompensiert werden kann. 
Dieser ergibt sich daraus, daß bei 
dem erreichten Einkom mensni­
veau und der Verteilung dieser 
Einkommen eine höhere Beschäf­
tigung dazu führen würde, daß die 
privaten Haushalte insgesam t

mehr sparen, als die privaten 
Unternehmer bei den herrschen­
den Zinssätzen bereit sind, über 
ihre Gewinne plus Abschreibun­
gen hinaus brutto zu investieren.

Betrachtet man alle drei Erklä­
rungsansätze zusammen und be­
rücksichtigt man die begrenzte 
Durchsetzbarkeit bzw. W irksam­
keit der aus ihnen abzuleitenden 
Maßnahmen, so wird das Bild der 
Ratlosigkeit verständlich, das sich 
bei der Frage zeigt, wie man die 
M assenarbeitslosigkeit bekäm p­
fen könne.

Der Vorschlag des 
IG-Metall-Vorsitzenden

In dieser S ituation der Rat­
losigkeit hat der Vorsitzende der 
IG Metall Zw ickel seinen Vor­
schlag plaziert, zw ischen den 
Tarifpartnern ein „Bündnis für 
Arbeit“ zu schließen, für das beide 
Partner Leistungen erbringen sol­
len: Die Arbeitnehmerseite soll auf

Lohnerhöhungen, die über die 
Inflationsrate hinausgehen, und 
dam it auf ihre Beteiligung am 
P roduktiv itä ts fo rtschritt verz ich­
ten. Die Arbeitgeberseite soll sich 
dafür verpflichten, zusätzliche 
Arbeitsp lätze in einem genau 
präzisierten Umfang zu schaffen.

Dieser Vorschlag paßt zu der 
neoklassischen Vorstellung, die 
A rbe its losigke it sei (abgesehen 
von der strukturbedingten Arbeits­
losigkeit) auf zu hohe Reallöhne 
zurückzuführen. Dabei ist der 
Maßstab für die Höhe der Real­
löhne die Arbeitsproduktivität. Der 
Verzicht auf Lohnsteigerung über 
die Inflationsrate hinaus würde 
diese Relation verringern, und 
damit wäre nach neoklassischer 
Vorstellung eine Senkung der Ar­
beitslosigkeit zu erwarten. Dieser 
Vorschlag trägt aber auch keynes- 
ianischen Vorstellungen und de­
ren Kreislaufüberlegungen Rech­
nung: Gegen eine Lohnsenkung 
ohne gleichzeitig vereinbarte Be-

Manfred Holthus (Hrsg.)

Elemente regionaler Wirtschaftspolitik in Deutschland

Mit dem verstärkten Auftreten regionaler sozioökonomischer Ungleichheiten und den damit verbundenen 
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auf die in der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der Sozialen Marktwirtschaft verfolgten Ansätze und 
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Wirtschaftsforschung -  Hamburg mit Führungskräften aus der VR China veranstaltet wurde.
Der Sammelband beruht auf den dort gehaltenen Vorträgen. Beginnend mit den räumlichen Ungleich­
gewichten im vereinten Deutschland befassen sich die Experten aus Forschung und Ministerien mit den 
Zielen, den gesetzlichen Grundlagen, den Trägem und den Instrumenten der Regionalpolitik sowie mit der 
Förderung der Unternehm ensinvestitionen und des Infrastrukturaufbaus in Ostdeutschland, dem  
Finanzausgleich und den räumlichen Effekten öffentlicher Einnahmen und Ausgaben. Den Abschluß bilden 
Überlegungen zur Frage, ob die Erfahrungen in Deutschland Ansatzpunkte für eine regionale 
Wirtschaftspolitik in China bieten.
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schäftigungserhöhung wenden die 
Keynesianer näm lich ein, daß 
solch eine Lohnsenkung in der 
ersten Runde nur dazu führt, daß 
bei g le icher Beschäftigung der 
Verdienst der einzelnen Arbeit­
nehmer zurückgeht, so daß auch 
die gesamtwirtschaftliche Lohn­
summe sinkt und damit verbunden 
verm utlich auch die Nachfrage 
nach Konsumgütern. Wenn dann 
die Unternehmer überlegen, ob sie 
aufgrund der niedrigen Löhne 
mehr Arbeitskräfte einstellen sol­
len, erleben sie bereits die Ver­
ringerung der Konsumgüternach­
frage und werden zumindest im 
Bereich der Konsumgüterproduk­
tion auf Neueinstellungen, die 
ihnen die Lohnsenkung nahelegt, 
verzichten, weil die Änderung der 
Nachfrage in die entgegengesetz­
te R ichtung weist. Diese Ent­
w icklung kann auch auf die 
Investitionsgüterindustrie  über­
greifen, so daß auch dort die von 
Neoklassikern erhoffte Ausdeh­
nung der Beschäftigung ausbleibt.

Diese kreislaufmäßige Gefahr 
w ird durch den Vorschlag des 
Vorsitzenden der IG Metall ge­
bannt, da die Lohnzurückhaltung 
an eine Beschäftigungssteigerung 
gebunden wird. Diese Verknüp­
fung hat, wenn sie funktioniert, zur 
Folge, daß die Lohnsumme insge­
samt nicht sinkt und dam it auch 
nicht die Nachfrage nach Kon­
sum gütern. Dennoch muß der 
kreislauftheoretisch argumentie­
rende Ökonom gegenüber diesem 
Vorschlag skeptisch bleiben. Denn 
der Vorschlag stellt zwar sicher, 
daß die Lohnsumme nicht sinkt, 
weil Beschäftigung und Lohnent­
wicklung gekoppelt sind, aber die 
vorgesehene Einstellung neuer 
Arbeitskräfte führt zu einer Mehr­
produktion von Gütern, und es 
bleibt ungeklärt, woher die zusätz­
liche Nachfrage nach Gütern kom­
men soll.

W IRTSCHAFTSDIENST 1996/1

Es ist nicht ausgeschlossen, 
daß die Lohnsenkung dazu führt, 
daß die Unternehmer im Vorgriff 
auf künftige Nachfrage positive 
Absatzerwartungen haben und 
entsprechend mehr Beschäftigte 
einstellen. Sie müssen dafür den 
Optimismus der Neoklassiker tei­
len, die davon ausgehen, daß die 
zusätzliche Beschäftigung und 
das daraus resultierende zusätz­
liche Angebot sich seine Nach­
frage selber schaffen. Dann kann 
eine positive Entw icklung der 
Beschäftigung eintreten. Daher 
hat auch in kreislauftheoretischer 
Überlegung ein Vorgehen gemäß 
dem Vorschlag des IG -M etall- 
Vorsitzenden deutlich mehr Chan­
cen, zu einer Beschäftigungser­
höhung zu führen, als wenn man 
sich auf eine reine Lohnsenkung 
beschränkte. Sicher aber ist das 
Ergebnis nicht. Eine optim istische­
re Einstellung wird der neoklassi­
sche Ökonom haben, der von dem 
negativen Zusammenhang zw i­
schen Lohnhöhe und Beschäfti­
gung überzeugt ist. Insofern ist es 
nicht sehr überraschend, daß der 
neoklassisch dominierte Sachver­
ständigenrat in seinem neuesten 
Jahresgutachten den Zwickel-Vor­
schlag begrüßt, weil er mit der Vor­
stellung übereinstimmt, daß Lohn­
zurückhaltung den Weg zu mehr 
Beschäftigung eröffnen könne1.

Realisierungsschwierigkeiten 
und -aussichten

Selbstverständlich erkennt auch 
der Sachverständigenrat, daß der 
Zwickel-Vorschlag in dieser Weise, 
nämlich als Vereinbarung zw i­
schen den Tarifparteien, nicht rea­
lisierbar ist, weil die Arbeitgeber 
ihre M itg liedsfirm en n icht ver­
pflichten können, ihre Beschäf­
tigung in einem bestimmten Um­
fang auszuweiten. Es wäre auch 
unsinnig zu erwarten, daß die 
Ausweitung der Beschäftigung in

allen Betrieben der Metallindustrie 
genau im gleichen Umfang erfolgt. 
Möglich wäre dagegen eine indivi­
dualisierte Variante, die der Sach­
verständigenrat so beschreibt: 
„Die Tarifvertragsparteien könnten 
prüfen, ob ein Flächentarifvertrag 
die Option enthalten kann, auf der 
Unternehmensebene eine Festle­
gung sowohl über die Lohnhöhe 
und zugleich auch über die Be­
schäftigung vorzunehmen.“2

Wird eine solche Option von 
einem Unternehmen übernommen 
und mit seinem Betriebsrat ver­
einbart, so werden davon nur 
Unternehmen Gebrauch machen, 
die eine Möglichkeit sehen, mehr 
Arbeitskräfte einzustellen und die 
daraus erwachsende zusätzliche 
Produktion zu kostendeckenden 
Preisen zu verkaufen. Insofern 
läuft diese Regelung darauf hin­
aus, daß Unternehmen, die mehr 
Beschäftig te einstellen, durch 
Lohnzurückhaltung belohnt wer­
den. Dies gilt dann unabhängig 
davon, ob die Lohnzurückhaltung 
die Ursache fü r die Beschäfti­
gungsausweitung ist oder nicht.

Würdigung des Vorschlags

Unabhängig davon, ob und in 
w elcher Form ein Bündnis für 
A rbeit realisiert w ird, hat der 
Vorschlag des IG -M etall-Vorsit- 
zenden gezeigt, daß die Gewerk­
schaften bereit sind, durch Lohn­
zurückhaltung einen Beitrag zu lei­
sten, dam it die Arbeitslosigkeit 
verringert wird. Zumindest die IG 
Metall kann daher den oft ge­
äußerten Behauptungen entge­
gentreten, daß bei der Lohn­
bildung die Interessen der Arbeits­
losen unter den Tisch fallen. Diese

1 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutach­
tung der gesam tw irtschaftlichen Entw ick­
lung: Jahresgu tachten  1995/96, Bonn, 
Novem ber 1995, Tz 272.

2 Ebenda, Tz 387.
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Behauptungen beziehen sich dar­
auf, daß tro tz hoher A rbe its­
losigkeit die Löhne der Beschäf­
tigten erhöht werden. Dies ist aber 
nur dann eine Mißachtung der 
Interessen der Arbeitslosen, wenn 
Lohnzurückhaltung per se zu mehr 
Beschäftigung führen würde. Auf­
grund der Kreislaufzusam men­
hänge ist dieses Ergebnis jedoch 
ungewiß.

Fazit: W ird der Zw ickel-Vor­
schlag in einer individualisierten 
Variante in vielen Unternehmen 
realisiert, so wäre dies sehr zu 
begrüßen. Denn entweder wird -  
in neoklassischer Sicht -  durch 
die Lohnzurückhaltung zusätzliche 
Beschäftigung geschaffen oder es 
wird -  in keynesianischer Sicht -  
die Ausweitung der Beschäftigung 
honoriert, was sicherlich den

Unternehmen die Entscheidung 
erle ichtert, mehr A rbeitskräfte 
einzustellen. A llerdings werden 
Keynesianer darauf hinweisen, 
daß die Verw irklichung des 
Zwickel-Vorschlags eine beschäf­
tigungsorientierte  G lobalsteue­
rung nicht überflüssig macht, son­
dern vie lle icht sogar eine Vor­
aussetzung für den Erfolg solcher 
Vereinbarungen darstellt.

Norbert Berthold

Abschied von überholten Glaubenssätzen?

Die arbeitsmarktpolitische Dis­
kussion dümpelte trotz anhal­

tend hoher Arbeitslosigkeit in den 
letzten Jahren nur so vor sich hin. 
Dies hat sich mit einem Schlag 
geändert, seit der Vorsitzende der 
IG Metall zu einem Bündnis für 
Arbeit aufgerufen hat. Nun steht 
Deutschland arbeitsmarktpolitisch 
Kopf. Die Gewerkschaften schei­
nen bereit, alte Glaubenssätze, 
mit denen sie noch in die letzten 
Tarifauseinandersetzungen zogen, 
über Bord zu werfen. Nicht mehr 
kräftig steigende Löhne, sondern 
eine moderate Lohnpolitik soll nun 
helfen, neue A rbeitsp lätze zu 
schaffen.

Es verwundert nicht, daß die 
ideologisch leicht verunsicherten 
M itg lieder der Gewerkschaften 
diesem vermeintlichen Richtungs­
wechsel nicht so schnell folgen 
können. Aber auch die geballte 
w irtschaftspolitische Kompetenz 
der sozialdemokratischen Führungs­
spitze tut sich damit noch schwer. 
Während der eine noch immer 
landauf, landab verkündet, daß 
Autos keine Autos kaufen können, 
und dam it der Kaufkrafttheorie 
des Lohnes das Wort redet, fo r­
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dert der andere noch eine höhere 
staatliche Verschuldung, um mit 
dem Problem der Arbeitslosigkeit 
fertig zu werden. Hier hat sich 
offensichtlich das „neue Denken“ 
noch nicht durchgesetzt.

Elemente des „neuen Denkens“

Was die Vernunft n icht ver­
mochte, erzwingen nun veränder­
te (welt-)wirtschaftliche Gegeben­
heiten: Die Gewerkschaften kom­
men nicht darum herum, ihren 
lohn- und tarifpolitischen Kurs zu 
überdenken. Die rückläufigen M it­
gliederzahlen der eigenen Organi­
sation, die zunehmende Verbands­
flucht bei den Arbeitgebern und 
die Tatsache, daß vereinbarte 
Flächentarifverträge immer öfter 
mit Zustimmung der Betriebsräte 
unterlaufen werden, beschleuni­
gen diesen Prozeß. Die Gewerk­
schaften erkennen, daß sie die 
Lohn- und Tarifpolitik umstellen 
müssen, wenn sie den Kontakt zur 
betrieblichen Realität nicht verlie­
ren1 und dem Flächentarifvertrag 
nicht vorzeitig den Garaus ma­
chen wollen. Sie sehen auch 
immer deutlicher, daß die Arbeits­
zeiten flexibler gestaltet werden

müssen und der betrieblichen 
Ebene ein wesentlich größerer 
Gestaltungsspielraum eingeräumt 
werden muß.

Weitere kollektive Arbeitszeit­
verkürzungen werden von einer 
Mehrheit des Gewerkschaftstages 
gegenwärtig abgelehnt. Der Blick 
in den eigenen Geldbeutel hat die­
sen Erkenntnisprozeß gefördert, 
schmälern doch Arbeitszeitver­
kürzungen aufgrund des Verzichts 
auf ansonsten mögliche Lohner­
höhungen das Einkommen der 
beschäftigen Arbeitnehmer erheb­
lich.

Das Herzstück des von der IG 
Metall geplanten arbeitsmarktpoli­
tischen „Befreiungsschlages“ ist 
aber ein Bündnis für Arbeit. Es 
sieht vor, daß sich Arbeitgeber, 
Gewerkschaften und die Bundes­
regierung verpflichten, gemeinsa­
me Anstrengungen zu unterneh­
men, um der Arbeitslosigkeit zu 
Leibe zu rücken2. Die IG Metall ist 
unter bestimmten Bedingungen 
bereit, einmalig im Jahre 1997 auf

' Vgl. K. Z w i c k e l :  Grundsatzreferat auf 
dem  18. ordentlichen Gewerkschaftstag in
Berlin, Redemanuskript, S. 14.
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reale Lohnsteigerungen zu ver­
zichten und befristeten Einarbei­
tungszuschlägen fü r Langzeitar­
beitslose zuzustimmen. Dies setzt 
allerdings zum einen voraus, daß 
die Unternehmungen der Metall­
verarbeitung in den nächsten drei 
Jahren auf betriebsbedingte Kün­
digungen verzichten, 300000 neue 
Arbeitsplätze schaffen, zusätzlich 
30000 Langzeitarbeitslose einstel­
len und die Zahl der Ausbildungs­
plätze um jährlich 5%  erhöhen. 
Das Jahr 1996 wird dabei als Test­
jahr betrachtet.

Daneben muß sich zum ande­
ren die Bundesregierung verpflich­
ten, bei der Reform des Arbeits­
förderungsgesetzes darauf zu ver­
zichten, das Arbeitslosengeld und 
die Arbeitslosenhilfe zu kürzen, die 
Kriterien fü r die Sozialhilfe nicht zu 
verschärfen, eine Regelung zu 
schaffen, die gewährleistet, daß 
alle Jugendlichen, die einen Aus­
bildungsplatz wollen, auch einen 
bekommen, und schließlich dafür 
zu sorgen, daß die Unterneh­
mungen, die nicht oder zu wenig 
ausbilden, zu einem Lastenaus­
gleich herangezogen werden.

Ursachen der 
gegenwärtigen Misere

Ein „Bündnis für Arbeit“  könnte 
helfen, die gegenwärtige Arbeits­
losigkeit abzubauen, wenn es an 
der Wurzel des Übels ansetzt. Es 
ist weitgehend unstrittig, daß die 
anhaltend hohe Arbeitslosigkeit in 
Deutschland kaum mehr zyk li­
sche, wohl aber strukturelle Ur­
sachen hat3. Damit ist eine expan­
sive Nachfragepolitik nicht geeig­
net, die Arbeitslosigkeit wirksam 
zu bekämpfen. S trukturelle A r­
beitslosigkeit entsteht, weil die 
Akteure auf den Arbeitsmärkten 
nicht adäquat auf längerfristige 
Veränderungen reagieren. Der 
strukturelle Wandel, bei dem der 
D ienstleistungssektor auf Kosten

des industriellen Sektors wächst, 
ist eine erste Herausforderung. 
Diese sektoralen Verschiebungen 
verändern auch die regionalen 
Strukturen. Das branchenspezifi­
sche Humankapital wird ständig 
umbewertet.

Eine zweite Herausforderung 
besteht darin, daß seit den 80er 
Jahren die Nachfrage nach weni­
ger qualifizierter Arbeit relativ zur 
qualifizierten Arbeit zurückgeht. 
Dies hat nicht nur m it der Art des 
technischen Fortschritts zu tun, 
sondern ist wohl auch auf den 
intensiveren Wettbewerb mit Län­
dern zurückzuführen, die kompa­
rative Vorteile bei der Produktion 
arbeitsintensiver Produkte haben.

Der strukturelle und technologi­
sche Wandel verläuft in Deutsch­
land aber alles andere als rei­
bungslos. Es kommt zu millionen­
fachen Staus, weil die Arbeits­
märkte offensichtlich nur unzurei­
chend funktionieren. Der preisliche 
Koordinationsm echanism us ist 
b lockiert, weil die qualifikatori- 
sche, regionale und sektorale 
Lohnstruktur relativ inflexibel ist. 
Dies ist auf originäre gew erk­
schaftliche Macht, aber auch auf 
Fehlanreize des Sozialstaates 
(hohe Lohnersatzraten, lange Be­
zugsdauer und laxe administrative 
Handhabung der Leistungen der 
Arbeitslosenversicherung; hohes 
Niveau der Sozialhilfe) zurückzu­
führen. Der mögliche alternative 
Anpassungsmechanismus der Ab­
wanderung funktioniert in Deutsch­
land bisher kaum, weil die A r­
beitnehmer beruflich, regional und

2 Vgl. ebenda, S. 11.

3 Vgl. K.-H. P a q u § :  Arbeitslosigke it und 
sektoraler Strukturwandel -  Eine Interpre­
ta tion  von v ier Dekaden w estdeu tscher 
Arbeitsm arktgeschichte, in: List Forum, 21 
(1995), S. 169ff.

‘  Vgl. N. B e r t  h o l d ,  R. F e h n :  A rbeits­
losigkeit -  W oher kom m t sie? Wann ble ib t 
sie? Wie geht sie?, in: List Forum, 20 (1994), 
S. 306ff.

sektoral wenig mobil sind. Das 
Notventil flexiblerer Arbeits- und 
längerer Kapitalnutzungszeiten 
ohne Zuschläge ist gegenwärtig 
noch weitgehend verstopft. Damit 
b le ib t aber nur der Weg über 
Mengenanpassungen.

Der Anstieg der Arbeitslosigkeit 
müßte eigentlich einen heilsamen 
Druck auf die Lohnpolitik ausüben. 
Dies ist aber in Deutschland, wo 
die Verantwortung für die Lage auf 
den Arbeitsmärkten mit der Tarif­
autonom ie formal den Tarifver­
tragsparteien zugewiesen ist, 
kaum der Fall. Die Lasten aus dem 
strukturellen und technologischen 
Wandel werden immer öfter auf 
Dritte -  zumeist den Staat -  abge­
wälzt4. Ein Teil der Lasten wird von 
den Beitrags- und Steuerzahlern 
getragen, die die Arbeitslosenver­
sicherung und die Arbeitsmarkt­
po litik  finanzieren. Immer mehr 
ältere Arbeitnehmer verlassen den 
Arbeitsm arkt über den Notaus­
gang des vorzeitigen Ruhestandes 
auf Kosten zukünftiger Generatio­
nen. Die Steuerzahler werden aber 
noch einmal zur Kasse gebeten, 
wenn notleidend gewordene Un­
ternehmungen an den staatlichen 
Subventionstropf gehängt werden. 
Es gibt also wenig Grund für die 
Tarifvertragsparteien, das Schick­
sal der arbeitslos gewordenen 
Arbeitnehmer in ihrem lohnpoliti­
schen Kalkül besonders zu beach­
ten.

Diese Strategie, Lasten auf 
Dritte abzuwälzen, öffnet aber die 
Steuer- und Abgabenschere wei­
ter und trägt dazu bei, daß die 
Beschäftigung weiter zurückgeht. 
Die Beiträge der Arbeitgeber zur 
Sozialversicherung w irken w ie 
eine Steuer auf den Produk­
tionsfaktor Arbeit. Es verwundert 
deshalb nicht, wenn die Unter­
nehmungen ihre Nachfrage nach 
Arbeit verringern. Damit sind aber 
die negativen W irkungen noch
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nicht ausreichend beschrieben. 
Die Gewerkschaften versuchen, 
die Nettokonsum reallöhne der 
Arbeitsp latzbesitzer zu sichern. 
Eine steigende Belastung mit 
Steuern und Abgaben treibt die 
Produktreallöhne der Arbeitgeber 
weiter in die Höhe, verringert die 
Beschäftigung und setzt einen 
Teufelskreis in Gang5. Die Verlage­
rung von Beschäftigungsrisiken 
auf den Staat wird selbst zum 
Beschäftigungsrisiko.

Neue Lohn- und Tarifpolitik?

Die Elle, die man an das Bünd­
nis für Arbeit anlegen muß, liegt 
somit auf der Hand: Wenn dieses 
neue institutioneile Arrangement 
mit dazu beiträgt, die relativ rigi­
den Löhne, Lohnstrukturen, Ar- 
beits- und Kapitalnutzungszeiten 
flexibler zu gestalten, wenn es 
einen Beitrag leistet, die w eit 
geöffnete Steuer- und Abgaben­
schere auch nur etwas zu 
schließen und wenn es schließlich 
dafür sorgt, die verwischte Verant­
wortung auf den Arbeitsmärkten 
wieder klarer zuzuweisen, ist es

sicherlich sinnvoll, diesen Vor­
schlag in die Tat umzusetzen.

Das Millionenheer von Arbeits­
losen würde es den Gewerk­
schaften auch m it steigenden 
M itgliederzahlen danken, wenn 
diese endlich bereit wären, die 
Lohnpolitik in den Dienst der Be­
schäftigungspolitik zu stellen. Die 
positiven Erfahrungen mit einer 
moderaten Lohnpolitik, die in den 
80er Jahren neue Arbeitsplätze in 
großer Zahl geschaffen hat, müß­
ten es den Gewerkschaften ei­
gentlich leichter machen, diesen 
lohnpolitischen Faden wieder auf­
zunehmen. Wegen der veränder­
ten w irtschaftlichen Gegeben­
heiten und der verhärteten (Lang- 
zeit-)Arbeitslosigkeit wird man auf 
diesem lohnpolitischen Weg be­
schäftigungspolitisch allerdings

5 Vgl. N. B e r t  h o l d :  Beschäftigungspakt 
-  Ein gefährlicher Irrweg, in: WIRTSCHAFTS­
DIENST, 75. Jg. (1995), H. 2, S. 70.

6 Vgl. N. B e r t  h o l d ,  R. F e h n :  Evolution 
von Lohnverhandlungssystem en -  M acht 
ode r ökonom isches Gesetz?, in: W. 
Z o h l n h ö f e r  (Hrsg.): Tarifautonomie auf 
dem  Prüfstand, im  Druck.

nur dann erfolgreich sein, wenn in 
den tarifpolitischen Auseinander­
setzungen die spezifischen Gege­
benheiten auf den qualifikatori- 
schen, regionalen und sektoralen 
Teilarbeitsmärkten stärker als bis­
her berücksichtigt werden.

Mit den Flächentarifverträgen in 
der gegenwärtigen wenig flexiblen 
Form ist dies aber n icht zu 
machen6. Man wird um betriebs­
nähere Vereinbarungen nicht her­
umkommen. Dies fällt den Ge­
werkschaften nicht nur aus organi­
sationspolitischen Gründen, son­
dern auch deshalb nicht leicht, 
weil sie den Grundsatz „gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ aufgeben 
müssen. Der Lohn der Mühe wäre 
eine höhere Beschäftigung, weni­
ger Arbeitslose, eine geringere 
Belastung mit Steuern und Ab­
gaben, eine vermehrte Human- 
und Realkapitalbildung und daher 
ein steigendes reales Nettoein­
kommen der Arbeitnehmer.

Eines Bündnisses fü r A rbeit 
bedarf es allerdings nicht, wenn 
man die Quellen des Wohlstandes

Jürgen Siebke/H. Jörg Thieme (Hrsg.)

Geldpolitik
Zwanzig Jahre Geldmengensteuerung in Deutschland

Im Dezember 1974 hat die Deutsche Bundesbank erstmals ein Geldmengenziel verkündet. Damit wurde eine neue 
Ära der Geldpolitik eingeleitet. Die bis dahin kurzfristig orientierte Zins- und Liquiditätspolitik wurde durch eine 
mittelfristig ausgerichtete Geldmengensteuerung ersetzt. Obwohl die Zielsetzungen aus anderen Gründen häufig 
verfehlt wurden, gelang es der Bundesbank seit den siebziger Jahren besser als vielen anderen Notenbanken, 
Inflationsprozesse wirksam zu bekämpfen. Dennoch wird deren geldpolitische Ausrichtung immer wieder heftig 
kritisiert. Mittlerweile haben zudem andere Notenbanken das Konzept der Geldmengensteuerung aufgegeben und 
präferieren wiederum eine situationsbezogene Zins- und Liquiditätssteuerung.
Nach zwanzig Jahren ist es deshalb an der Zeit, das Konzept der Geldmengensteuerung kritisch zu überprüfen, 
die Ursachen der faktischen Zielverfehlungen zu diagnostizieren, alternative geldpolitische Konzeptionen zu dis­
kutieren und Effizienzverbesserungen der Geldmengensteuerung vorzuschlagen.
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1995, 221 S., brosch., 5 9 ,-  DM, 437 -  öS, 59 ,- sFr, ISBN 3-7890-4014-2 
(Monographien der List Gesellschaft e.V., Neue Folge, Bd. 18)

n  Nomos Verlagsgesellschaft • 76520 Baden-Baden Q

16 W IRTSCHAFTSDIENST 1996/1



ZEITGESPRACH

für alle w ieder zum Sprudeln brin­
gen will. Die Vorleistungen, die 
A rbe itgeber und Regierung im 
Bündnis für Arbeit erbringen müs­
sen, deuten aber darauf hin, daß 
die Gewerkschaften nicht ernst­
haft daran denken, die alten lohn- 
und tarifpolitischen Trampelpfade 
zu verlassen. Die Gewerkschaften 
w issen natürlich auch, daß es 
nicht ausreicht, die realen Lohn­
stückkosten im Jahre 1997 ein­
malig um 2%  bis 3% zu senken, 
wenn die metallverarbeitende In­
dustrie in den nächsten drei Jah­
ren 330000 zusätzliche Arbeits­
plätze schaffen soll. Es ist illuso­
risch zu glauben, man könnte die 
Beschäftigung mit einer einmali­
gen „realen Nullrunde“ um mehr 
als 14% steigern. Das Jahr 1996 
wird zeigen, daß die von der IG 
Metall geforderten zusätzlichen 
Arbe itsp lätze n ich t geschaffen 
werden.

Die metallverarbeitende Indu­
strie  muß im Jahre 1996 die 
Kostensteigerungen von über 5% 
(3% Lohnanstieg; 2,1% Arbeits­
zeitverkürzung) aus der letzten 
Tarifrunde verkraften. Dazu kom­
men steigende Beiträge zur So­
zialversicherung von etwa 1 %. Die 
für das Jahr 1996 erwarteten Zu­
wächse von 6,5% bei der Produk­
tivität, die vor allem entstehen, 
weil die Unternehmungen wegen 
der hohen Tarifabschlüsse und 
der Einführung der 35-Stunden- 
Woche verstärkt rationalisieren, 
reichen im günstigsten Fall aus, 
die Lohnstückkosten zu stabilisie­
ren. Wenn die Prognose des Ifo- 
Instituts für das Jahr 1996 richtig 
ist, daß die Produktion in der 
metallverarbeitenden Industrie um 
etwa 3% wachsen wird, werden 
im Jahr 1996 keine zusätzlichen 
Arbeitsplätze geschaffen, sondern 
welche abgebaut.

Es g ibt noch ein anderes, ord­
nungspolitisch schwerer wiegen­

des Indiz, daß die Gewerkschaften 
das Bündnis für Arbeit eher als 
strategische Waffe einsetzen. Den 
Gewerkschaften müßte eigentlich 
klar sein, daß die Arbeitgeber­
verbände in einer marktwirtschaft­
lichen Ordnung fü r ihre Unter­
nehmungen keine bindenden Zu­
sagen über die Beschäftigung 
abgeben können. Die von gewerk­
schaftlicher Seite geforderten Be­
schäftigungsgarantien und Ein­
stellungszusagen können allenfalls 
auf betrieblicher Ebene ausgehan­
delt werden7. Das ist aber nur 
möglich, wenn entweder direkt auf 
betrieblicher Ebene zwischen Un­
ternehmensleitung und Betriebs­
räten über Lohn und Beschäfti­
gung verhandelt würde oder die 
gegenwärtigen Flächentarifverträ­
ge durch Rahmentarifverträge er­
setzt werden. Im ersten Fall wären 
einige Hürden zu überw inden, 
unter anderem müßte der Para­
graph 77, Abs. 3 des Betriebs­
verfassungsgesetzes ersatzlos ge­
strichen werden. Im zweiten Fall 
müßten die Tarifvertragsparteien 
den Unternehmungen und Betriebs­
räten mehr Spielraum für beschäf­
tigungsichernde Vereinbarungen 
einräumen.

Der Flächentarifvertrag in seiner 
gegenwärtigen Form würde damit 
aber weiter erodieren. Da die Ge­
werkschaften diesen Prozeß unter 
allen Umständen aufhalten wollen, 
geht es bei diesem Teil des 
Bündnisses für Arbeit wohl eher 
darum auszuloten, ob es künftig 
möglich ist, daß die Tarifvertrags­
parteien den Unternehmungen 
nicht nur die Höhe der Löhne, die 
Dauer sowie den Einsatz der Ar­
beitszeit, sondern auch die Zahl 
der Beschäftigten vorgeben. Die 
neue „tarifpo litische Beweglich­

7 Vgl. H.-H. H ä r t e l :  Neuauflage der Kon­
ze rtierten  A ktion?, in: W IRTSCHAFTS- 
DIENST, 75. Jg. (1995), H. 12, S. 635.

keit“ entpuppt sich als Versuch, 
betriebsnähere Vereinbarungen zu 
verhindern. Damit kann man aber 
auch nicht m it wesentlich stärker 
differenzierten und flexiblen Lohn­
strukturen rechnen.

Größeres
Verantwortungsvakuum

Der zweite Teil des Bündnisses 
für Arbeit, in dem sich der Staat 
verpflichten soll, selbst auf erste 
vorsichtige Schritte bei der unum­
gänglichen Reform des Sozial­
staates zu verzichten, zeigt den 
strukturkonservierenden und ord­
nungspolitisch bedenklichen Cha­
rakter dieses Vorschlages. Es geht 
den Gewerkschaften nicht wirklich 
darum, in der Lohn- und Tarif- 
politik neue Wege zu beschreiten 
und den weltwirtschaftlichen Her­
ausforderungen mit dezentralen 
und flexiblen Lösungen zu begeg­
nen. Das eigentliche Ziel besteht 
darin, den überkommenen Flä­
chentarifvertrag in seiner gegen­
wärtigen Form mit seinen zentrali­
stischen Elementen und flexibi­
litätshemmenden Wirkungen, der 
bei den an allen Ecken und Enden 
zerrenden Kräften globaler Güter­
und Faktormärkte in seiner gegen­
wärtigen Form keine Überlebens­
chance hat, m it staatlicher Hilfe 
über die nächsten Runden zu ret­
ten.

Das Bündnis für Arbeit ist ein 
Versuch, die beschäftigungspoliti­
sche Verantwortung, der die Tarif­
vertragsparteien schon seit einiger 
Zeit nicht mehr gerecht werden, 
weiter zu verwischen. Das be­
schäftigungspolitische Verantwor­
tungsvakuum  soll institu tiona li­
siert, der Staat zum offiziellen 
Reparaturbetrieb einer verfehlten 
Lohn- und Tarifpolitik der Tarifver­
tragsparteien gem acht werden, 
nachdem er diese Aufgabe bisher 
schon inoffiziell wahrgenommen 
hat. Dem Staat (Beitrags- und
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Steuerzahler) sollen Lasten aufge­
bürdet werden, die nach dem w irt­
schaftspolitischen Assignm ent, 
das unsere W irtschaftsordnung 
vorsieht, von den Tarifvertrags­
parteien getragen werden müßten.

Die Forderung, der Staat solle 
darauf verzichten, die Ansprüche 
auf Sozialleistungen (Arbeitslosen­
geld und -hilfe; Sozialhilfe) zu kür­
zen, ist nur ein erster, beschäfti­
gungspolitisch kontraproduktiver 
Schritt auf dem Weg in eine stär­
ker korporatistische W irtschafts­
ordnung. Die Lohnzusatzkosten 
gehen nicht zurück, die Abgaben­
schere bleibt weit geöffnet, die 
Fehlanreize für die Akteure am 
Arbeitsmarkt werden nicht verrin­
gert. Es ist nicht ersichtlich, daß 
diese Strategie einen positiven 
Beitrag zum Abbau der Arbeits­
losigkeit leistet.

Der weitere Weg ist vorgezeich­
net. Es ist kein Zufall, daß die 
Tarifvertragsparteien fordern, die 
Ausgaben für arbeitsm arktpoliti­
sche Aktivitäten der Bundesan­
stalt für Arbeit als versicherungs­
fremde Leistungen den Steuerzah­
lern aufzubürden. Das Argument, 
die Beiträge zur Sozialversiche­
rung, die letztlich wie eine Steuer 
auf Arbeit wirken, zu senken und 
die Beschäftigung zu erhöhen, 
steht aber auf wackligen Beinen. 
Wenn die Arbeitsmarktpolitik nicht 
effizienter wird, ändert sich aus 
diesem Grund auch die Steuer- 
und Abgabenbelastung nicht. Die 
positiven beschäftigungspo liti­
schen Effekte, die trotz unverän­
derter Höhe der Steuer- und 
Abgabenbelastung grundsätzlich 
eintreten können, wenn man im 
Steuer- und Abgabensystem das

8 Vgl. W. F r a n z ,  St. P r o f i t :  Wege aus 
d e r U nterbeschäftigung , in: H. K ö n i g  
(Hrsg.): B ring t d ie  E U -B eschä ftigungs- 
o ffensive den Aufschwung?, Baden-Baden 
1994, S. 115ff.

18

Gewicht der Steuerfinanzierung 
stärkt, sind aber höchst unsicher8. 
Es steht schließlich zu befürchten, 
daß die Verursacher arbeitsmarkt­
politischer Reparaturarbeiten direkt 
noch weniger als bisher zur Kasse 
gebeten werden. Das individuelle, 
das externe und das kollektive 
„m oral hazard“ -Verhalten der 
Akteure auf dem Arbeitsm arkt 
(Arbeitnehmer, Unternehmungen 
und Tarifvertragsparteien) nimmt 
aller Voraussicht nach nicht ab, 
sondern eher noch zu.

Das Bündnis für Arbeit steht in 
einer Reihe mit den Vorschlägen, 
die Arbeitslosigkeit m it Beschäf­
tigungspakten, runden Tischen 
und Konzertierten Aktionen be­
kämpfen wollen. Diese beschäfti­
gungspolitischen Strategien sind 
symptomatisch dafür, wie struk­
turkonservative Kräfte auf die 
weltwirtschaftlichen Herausforde­
rungen reagieren. Es fällt ihnen 
nicht ein, die Problemlösungska­
pazität des marktlichen Koordina­
tionsmechanismus zu nutzen, sie 
arbeiten vielmehr erfolglos gegen 
die Kräfte des Marktes, heften sich 
an den Rockzipfel des Staates, 
der ihnen helfen soll, das zu retten, 
was nicht mehr zu retten ist. Der 
Präsident der Landeszentralbank 
in Bremen, N iedersachen und 
Sachsen-Anhalt, Helmut Hesse, 
hat dies jüngst so ausgedrückt: 
„Verbreitete Arbeitslosigkeit findet 
eine ihrer Hauptursachen darin, 
daß sich Menschen in ihren Verhal­
tensweisen und Gesellschaften 
mit ihren institutionellen Regelun­
gen nicht schnell genug auf 
größere S trukturwandlungen in

9 H. H e s s e :  A rbeits losigke it als unbewäl- 
tlg tes Anpassungsproblem . Vortrag vor der 
Akadem ie der W issenschaften und Literatur 
am 23. Juni 1995 in Mainz, M anuskript, S. 2.

10 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutach­
tung der gesam tw irtschaftlichen Entw ick­
lung: Jahresgutachten 1995/96: Im Stand­
ortw ettbewerb, S tu ttgart 1995, S. 180.

ihrem wirtschaftlichen Umfeld ein­
stellen können.“ 9 Die strukturelle 
Arbeitslosigkeit ist letztlich ein un- 
bewältiges Anpassungsproblem.

Was ist zu tun?

Die Probleme auf dem Arbeits­
markt lassen sich letztlich nur 
lösen, wenn die w irtschaftspoliti­
schen Verantwortlichkeiten wieder 
klar zugeordnet werden. Die Tarif­
vertragsparteien müssen, wenn 
sie ihrer beschäftigungspo liti­
schen Verantwortung, die ihnen 
durch die Tarifautonomie zugewie­
sen worden ist, gerecht werden 
sollen, für beschäftigungsorien­
tierte Tarifverträge sorgen10. Unter 
den gegenwärtigen Bedingungen 
bedeutet dies, daß sie um be­
triebsnähere Vereinbarungen nicht 
herumkommen. Dies gilt nicht nur 
für die Arbeitszeit, sondern auch 
für die Löhne. Ertragsabhängige 
Lohnbestandteile könnten hier hilf­
reiche Dienste leisten.

Es ist w ichtig, daß sich der 
Staat nicht in die beschäftigungs­
politische Verantwortung eines 
Bündnisses fü r A rbeit nehmen 
läßt, sondern sich seinem ord­
nungspolitischen Auftrag stellt. Er 
muß nicht nur rigoros Subven­
tionen abbauen, die Rentenver­
sicherung von arbeitsmarktpoliti­
schen Aufgaben befreien, sondern 
auch die Arbeitslosenversicherung 
effizienter ausgestalten. Schließ­
lich darf die Arbeitsm arktpolitik 
nicht dazu führen, daß der Staat 
zum „employer of last resort“ wird. 
Der Staat könnte den Tarifver­
tragsparteien ihre beschäftigungs­
politische Aufgabe erleichtern, in­
dem er seine Hausaufgaben macht 
und die weit geöffnete Steuer- und 
Abgabenschere w ieder stärker 
schließt. Es ist deshalb notwendig, 
die Systeme der sozialen Siche­
rung zu reformieren und die staat­
lichen Aktivitäten grundlegend zu 
überdenken.
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